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BASELLANDSCHAFTLICHE MFP-Fahrzeug Vorführen 
Wir übernehmen di e Vorbereitung für ei n 
sorgenloses Durchkommen bei der MFP! 
Dazu gehõren die Bereitstellung gemass 
MFP-Vorschriften und das Reinigen! 

nordwestschweiz 

Rscan-AnrisslO Rscan-Anriss8 
Roger Federer Fredy Schãr Peter Doig 

GRATIS! DasVorführen bei der MFP 
BS/BL durch unsere qualifizierten Mechani­
ker ist gratis! Ausgenommen sind MFP-Gebühren. 

Autoreparaturwerkstatt 
CORTELLINI & MARCHAND AG 

Rheinfelderstrass 6, 4127 Birsfelden 
(an d er 3er-Tramlinie) 
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An ein Training kann er wegen 
seines Rückens noch ni eh t denken 

Der Gelterldnder Komiker kommt am 
Comedy-Festival Arosa zum Handkuss 
BASELLAND 35 

Der Künstler malte mit Studenten in 
der Fondation Beyeler ein Wandbild 
KULTIJR 46 SPORT24 

Biermarkt 

Swissness-Vorlage 
verargert Brauer 
Der Bund will Missbrãuche beim Label 
«Made in Switzerland>> unterbinden. 
Mit der entsprechenden Verordnung 
trifft er jedoch die Schweizer Bierbrau­
er hart. Die Bestimmungen haben zur 
Folge, dass lokale Brauereien ihre Pro­
dukte umbenennen müssen, wenn sie 
ihr Bier mit Leitungs- statt mit Quell­
wasser brauen. Denn d er Rohstoff W as­
ser kommt im Markenschutzgesetz 
nicht vor. SEilE 9, KOMMENTAR SEilE 41 

Basei-Stadt 

Kleinbasel steht vor 
grosser Veranderung 
In wenigen Wochen wird die Mittlere 
Brücke für den privaten Autoverkehr 
gesperrt. Die Prognosen sind gemischt. 
Ladenbesitzer dürften wohl eher profi­
tieren. Auch die Fussgãnger wird es 
freuen. Problematischer ist das für 
Handwerker, die im Quartier zu tun ha­
ben. Der Strukturwandel wird weiter­
gehen. An der Rebgasse ist ein weiteres 
Hotel geplant. SEilE 28 

~ · Lehrplan 21 soll 

l
~ ~ angepasst werden 

..;. Der Baselbieter Bildungsdirektor Urs 
-....... Wüthrich hat zum überarbeiteten Lehr­
oi plan 21 Stellung genommen. Er zeigt 
) sich mit dem neuen Werk nicht ganz zu-

~ 
frieden und strebt zwei Verãnderungen 
an. Das genügt der Opposition nicht. 
Lehrplan-Kritiker halten weiterhin an 

2 ihrer Meinung fest, wonach das Werk 
nicht eingeführt werden kann. SEilE 3/1 

~ . 

9 lltlll!l~ JI!IIIIJHllllllllilllillillfiiÍII 

INSERAT 

Liebesschlõsser Auf d er Mittleren Brücke zieren unzahlige Schlosser das Gitter d er IGi.ppelijoch-
Kapelle. Doch die eisernen Liebesbekenntnisse erfreuen langst nicht al! e Basler. SEilE 2s Fom: KENNETH NARs 

Basler Abfall-Dislrussion 
wird immer skurriler 
Referendum Gegen Container-Kompromiss regt sich Widerstand 

VON NICOLAS DRECHSLER 

Alle Grossrats-Parteien waren sich am 
Ende einig: Statt ganz Base! soll nur ein 
Teil auf das neue Abfallkonzept umge­
stellt werden. Vor der Haustüre zum 
Abholen bereitgestellte Bebbi-Sãcke 
und Bebbisagg-Klappen werden - zu­
mindest für eine Weile - parallel zuein­
ander existieren. 

Doch nun wollen die BDP und ein 
noch nicht nãher bekanntes bürgerli­
ches Komitee rund um einen Riehemer 
SVP-Einwohnerrat das Referendum er­
greifen. Dies, obwohl die BDP ihren 
bürgerlichen Partnern zugesichert hat­
te, sie werde auf einen Volksentscheid 
verzichten. 

Damit nicht genug stellt sich auch 
heraus: Der Kompromiss wird unter-

schiedlich interpretiert. Klappen-Geg­
ner gehen davon aus, dass in allen 
Quartieren beide Losungen angeboten 
werden. Die Klappen-Befürworter und 
die Regierung verstehen ihn so, dass es 
Quartiere gibt, in denen die Müllabfuhr 
wie bisher kommt, und solche, in denen 
es nur noch Container gibt. Dort würde 
der Müll nicht mehr an der Haustüre 
abgeholt. KOMMENTAR RECHTS, SEilE 27 

ACHTUNG! 
Nutzen Sie den zusãtzlichen 
Preisvorteil, solange der 
Schweizer Franken so stark ist! 

KOMMENTAR 

Abfalldiskussioi 
aufUnte:rtlurniveau 

er Streit um das neue Abfall-
1\ konzept weitet sich langsam, 

aber sicher zu einer echten 
Posse aus. Nachdem im Gros­

sen Rat mühseligst und in geduldiger 
überzeugungsarbeit ein Kompromiss 
gefunden wurde, schlãgt n un die S tun­
de der Splittergrüppchen. Die BDP er­
greife das Referendum, teilt die 1,1-Pro­
zent-Partei mit. Und das, obwohl sie ih­
ren bürgerlichen Partnern zugesichert 
hatte, den Kompromiss zu akzeptieren. 

.- von Nicolas Drechsler 

~ 
Kaum ist klar, dass es ausserparlamen­
tarischen Widerstand gibt, tritt Peter A. 
Vogt auf den Plan. Der SVP-Einwohner­
rat aus Riehen masst sich an, besser zu 
wissen, wie die Bewohner der Stadt Ba­
sel ihre Abfálle entsorgen wollen, als de­
ren gewãhlte Vertreter. Man stelle sich 
das Geschrei vor, das in Riehen herr­
schen würde, mischte sich ein Grossrat 
aus Grossbasel-West in die Kehrichtent­
sorgung der Landgemeinde ein. Vogt 
desavouiert mit diesem Schritt auch sei­
ne eigene SVP. Denn diese hatte den 
Kompromiss im Grossen Rat überhaupt 
erst moglich gemacht. 

Soweit die Neuigkeiten aus dem Reich 
der Dauerwahlkãmpfer. Wirklich be­
denklich ist aber, dass dieser Kompro­
miss noch Interpretationsspielraum 
lãsst, nachdem ihn 100 Grossrãte fünf 
Stunden Iang Wort fiir Wort durchgea­
ckert haben. Das darf nicht passieren. 
Dieser Fehler muss rasch behoben wer­
den, und das im Sinne einer 6konomisch 
sinnvollen, quartierweisen Umsetzung 
des Kompromisses. Es bleibt ausserdem 
zu hoffen, dass es diesem Referendum 
ebenso ergeht wie jen em zum Herzstück 
der S-Bahn. So würde dem Stimmbürger 
der Gang zur Ume erspart und jen er zum 
Container ermoglicht. 

m nicolas.drechsler@bzbasel.ch 
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Baselbieter Bildungsdirektor will 
Lehrplan 21 einführen - aber ãndern 
Anpassungen Die Kritiker des Lehrplans vermag Urs Wüthrich nicht zu besanftigen 

VON LEI F SIMONSEN 

Darnit kann Urs Wüthrich gut leben: 
Sieben der neun Forderungen des Ba­
selbieter Bildungsdirektors wurden bei 
der Überarbeitung des Lehrplans 21 
umgesetzt. Noch im letzten Dezember 
kam der Baselbieter Regierungsrat zum 
Schluss, dass das 550-seitige Werk 
nicht eingeführt werden kõnne - die et­
was schlankere Version, welche die 
Deutschschweizer Erziehungsdirekto­
renkonferenz (D-EDK) jetzt vorgelegt 
hat, genügt allerdings den Ansprüchen 
Wüthrichs - fast. Gestern teilte er mit, 
dass er den Spielraum nutzen wolle, 
der dem Kanton zur Verfügung steht. 
Dies, um seine unberücksichtigten For­
derungen doch noch umzusetzen. Wer 
das letzte Wort hat, ist derzeit unge­
wiss. Gemãss geltendem Gesetz ist es 
der Bildungsrat - der Landrat hat aller­
dings im Oktober eine parlarnentari­
sche Initiative überwiesen mit dem 
Auftrag, den Einführungstermin dem 
Parlament zu überlassen. 

Übergang von Kindsgi zu Primar 
Zunãchst wird sich allerdings der Bil­

dungsrat mit dem Thema beschãftigen. 
Wãhrend die D-EDK auf wesentliche 
Forderungen wie die bessere Verstãnd­
lichkeit und die bessere überprüfung 
der Mindestanforderungen eingegan­
gen ist, wurden andere Anliegen ausser 
Acht gelassen. Die «Anforderungsdiffe­
renzierung für die Leistungszüge A, E 
und P der Sekundarschule und die 
übergãnge in die Sekundarschule 2» 
seien weiterhin ungenügend beschrie­
ben, heisst es in der Mitteilung. 

<<Weil nicht in allen Kantonen eine 
Sekundarschule mit drei Leistungszü­
gen geführt wird, und weil es mir ein 
persõnliches Anliegen ist, dass den 
Lehrerinnen und Lehrern ein praxis-

Hõhere Anforderungen für gescheite Kõpfe: Der Bildungsdirektor will exaktere Anforderungen i m neuen Lehrplan. FOIDUA 

tauglicher Orientierungsrahmen zur 
Verfügung gestellt wird, sollen für die 
drei Niveaus A, E und P aussagekrãftige 
Prãzisierungen des Lehrplans 21 erar­
beitet werden>>, begründet Urs Wüth­
rich auf Anfrage der bz. Mit anderen 

Worten: Ein angehender Gymnasiast 
soll andere Lerninhalte haben als ein 
Schüler, der eine Lehre anstrebt. 

Der zweite I<ritikpunkt betrifft den 
Übergang zwischen Kindergarten und 
Primarschule, für den es noch ergãn-

zende Angaben brauche. <<Die Lehre­
rinnen und Lehrer brauchen ergãnzen­
de Orientierungspunkte für die Beurtei­
lung des übertritts vom Kindergarten 
in die Primarschule>>, stellt der Bil­
dungsdirektor ldar. 

Urs Wüthrich hãlt dabei am Einfüh­
rungstermin des Lehrplans 21 fest. Für 
den Kindergarten und die Primarschu­
le werde weiterhin das Schuljahr 
2015/2016 angestrebt, für die Sekun­
darschule das Schuljahr 2018/2019. 

Grundsatzkritik bleibt 
Ein ehrgeiziger Zeitplan, zumal die 

Opposition auch nach dieser Anpas­
sung nicht abnehmen wird. Der Birsfel­
der Grünen-Landrat und Lehrplan-Kri­
tiker Jürg Wiedemann hãlt an seiner 
Meinung fest: <<Wie gehabt: Die Bil­
dungsdirektion will die fundierte I<ritik 
von rund 80 Prozent der Pãdagogen, 
welche tagtãglich im Klassenzimmer 
die Arbeit leisten, nicht verstehen.» 

Wiedemann steht hinter der Initiati­
ve, welche den Einführungszeitpunkt 
des Lehrplans in die Hand des Parla­
ments legen will. Mit dem Lehrplan 21 
kõnne er nur leben, wenn er unver­
bindlich dem heutigen Lehrplan hinter­
legt werde. Die wesentlichen Kritik­
punkte seien schliesslich bei der über­
arbeitung nicht berücksichtigt worden. 

Der neue Lehrplan hãlt beispielswei­
se arn Ansatz fest, die Kompetenzen 
der Schüler zu definieren und nicht 
das Wissen. Weiter fasst er etablierte 
Einzelfácher wie Physik und Chemie 
oder Geografie und Geschichte in Sam­
melfácher zusammen. Auch Saskia 
Olsson wehrt sich gegen den ange­
strebten Einführungszeitpunkt des 
neuen Lehrplans. Die Geschãftsführe­
rin des Komitees <<Starke Schule Basel­
land>>, welches sich unter anderem für 
den Harmos-Ausstieg starkmacht, er­
achtet diesen als <<Stark verfrüht. Be­
vor die erste Evaluation des Lehrplans 
vorliegt, wollen wir nicht Versuchska­
ninchen spielen.>> Olsson will vom neu­
en Lehrplan also frühestens 2020/21 
etwas wissen. 

--------------------------/ 
Regierungsrãte dort packen, wo es wehtut 
Druckmittel Baselbieter 
Regierungsraten, die wegen 
einer Verfehlung aus d em 
Amt ausscheiden, soll das Ru­
hegehalt gestrichen werden_ 

VON MICHAEL NITTNAUS 

Roman Klauser nennt das Kind direkt 
beim Namen: <<Die Honorar-Affáre der 
Baselbieter Regierung hatte sicher ei­
nen Einfluss auf unseren Entscheid>>, 
sagt der Prãsident der Personalkom­
mission auf Anfrage. Der SVP-Landrat 
kritisiert, dass es an ldaren Regelungen 
fehlt, wie man gegen die ehemaligen 
Regierungsrãte vorgehen kann, die 
Verwaltungsratshonorare falsch abge­
rechnet hatten. Hier setzt die Personal­
kommission nun an. 

In ihrem Bericht an den Landrat zur 
Totalrevision des Dekrets über das Ru­
hegehalt der Regierungsmitglieder for­
dert sie mit 6 zu 2 Stimmen bei einer 
Enthaltung die Aufnahme eines Zusat-

INSERAT 

zes: <<Ist das Ausscheiden aus dem Amt 
auf eine schwere Amtspflichtverletzung 
oder ein Verbrechen oder Vergehen 
zurückzuführen, werden die Ruhege­
haltsleistungen gekürzt, ganz verwei­
gert oder ganz oder teilweise zurückge­
fordert.>> Die Kommissionsmehrheit 
mõchte darnit erreichen, dass <<bei 
strafrechtlich relevanten Handlungen 
eines Regierungsratsmitgliedes finanzi-

elle Folgen eintreten>>, wie es im Be­
richt heisst. 

Niedrige Hürde für Sanktionen 
Denn - und das ist das entscheidende 

- der Zusatz enthãlt keine <<Kann>>-For­
mulierung. Der Gesamtregierungsrat 
wãre verpflichtet, eine Sanktion auszu­
sprechen. <<Natürlich hoffe ich, dass 
diese Regelung nie zur Anwendung 

kommen muss. Ich verstehe sie aber 
als Vorsichtsmassnahme für den Fali 
dass>>, sagt Klauser. Man habe absicht­
lich keine einzelnen Tatbestãnde 
aufgelistet. 

Doch vielleicht war genau das ein 
Fehler. Denn nun fállt alles darunter, 
was ein Vergehen, Verbrechen oder ei­
ne schwere Amtspflichtverletzung ist. 
Und das ist nicht wenig: Ausgenommen 

TOTALREVISION DES DEKRETS ÜBER DAS RUHEGEHALT DER BASELBIETER REGIERUNG 

So wird das Ruhegehalt eingeschrankt 
Baselbieter Regierung unter­

die eigene Altersvorsorge 
einer Totalrevision. Das bishe­

rige lebenslange und altersunabhãngi­
ge Ruhegehalt für ausscheidende Re­
gierungsrãte wird abgeschafft. 
Neu werden die Regierungsmitglieder 
in die Basellandschaftliche Pensions­
kasse (BLPK) überführt. Sie erhalten 
zwar weiter zusãtzliche Leistungen, 
doch diese sollen nach Alter und 

Dienstjahren abgestuft werden: 
Istjemand beim Ausscheiden aus 

dem Amt jünger als 54 Jahre, zahlt 
der Kanton den Lohn noch für maxi­
mal ein]ahr weiter. Dies, damit die 
Regierungsrãte nicht schon wãhrend 
der Amtszeit eine neue Stelle suchen 
müssen. 

Für 54- bis 60-Jãhrige gibt es im 
Anschluss an die Lohnfortzahlung zur 
überbrückung bis zum Vorpensionie-

rungsalter Lohnersatz. Dieser variiert 
j e nach Alter und Amtsjahren zwi­
schen 38 und 60 Prozent. 
o Ab 61 Jahren gibt es nur noch die 
regulãre Altersrente der BLPK. 

Die neue Regelung hat keine Aus­
wirkungen auf die Renten der aktuel­
len Alt-Regierungsrãte. Diese sind gesi­
chert. Wird die Regierungsvorlage 
vom Landrat bestãtigt, tritt sie arn 
l.]anuar 2015 in I<raft. (MN) 

sind nãmlich nur übertretungen, also 
Taten, die Bussen nach sich ziehen. Un­
ter Vergehen fallen Taten, die mit we­
niger als drei Jahren Gefángnis oder 
Geldstrafen geahndet werden. Dies 
kõnnen beispielsweise grobe Verlet­
zungen der Verkehrsregeln, Amtsge­
heimnisverletzung oder schwere Dro­
hung sein. Noch weiter gesenkt wird 
die Hürde durch den Begriff der schwe­
ren Amtspflichtverletzung. Je nach Be­
urteilung fállt darunter mit Korrupti­
onsfállen, Urkundenfálschung, der Ver­
letzung der Ausstandspflicht oder dem 
Missachten der Zustãndigkeiten zwar 
Gewichtiges, aber eben auch das Entge­
gennehmen von Geschenken oder 
Chauffeur-Dienstfahrten in der Freizeit. 

Da die Kürzung des Ruhegehalts nur 
anfállt, wenn der Amtsaustritt direkt auf 
eine solche Verfehlung zurückzuführen 
ist, kõnnte die Regelung seltsarne Blü­
ten tragen: Entweder sitzt ein Regie­
rungsrat alles aus oder aber er schiebt 
als Rücktrittsgrund gesundheitliche Pro­
bleme vor. So oder so wird dies im 
Landrat für Diskussionen sorgen. 

Rscan-qx5Rw 


